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Neuer Verteilungsbericht des WSI  
Einkommensungleichheit und Armut haben seit 2010 deutlich 
zugenommen – Sorgen um Lebensstandard strahlen bis in 
Mittelschicht aus     
 
Seit 2010 ist die Ungleichheit der Einkommen in Deutschland deutlich 
gestiegen und in den letzten Jahren haben sich Ängste, den eigenen 
Lebensstandard nicht mehr halten zu können, in der Bevölkerung stark 
ausgebreitet. Die Quote der Menschen, die in Armut leben, hat nach den 
neuesten verfügbaren Daten ebenfalls erheblich zugenommen und liegt 
auf einem Höchststand (detaillierte Daten unten). Hinzu kommt, dass 
Arme während der 2010er Jahre gegenüber anderen 
Einkommensgruppen wirtschaftlich noch weiter zurückgefallen sind, denn 
von der insgesamt positiven Wirtschafts- und Einkommensentwicklung im 
vergangenen Jahrzehnt haben sie nur vergleichsweise wenig 
abbekommen. Das prägt den Alltag und schränkt soziale Kontakte von 
Menschen mit niedrigem Einkommen ein: Schon 2021, also vor dem 
Beginn der Inflationswelle, hatten mehr als 40 Prozent der Armen und 
über 20 Prozent der Menschen in der Gruppe mit „prekären“ Einkommen 
etwas oberhalb der Armutsgrenze keinerlei finanzielle Rücklagen, um 
kurzfristige finanzielle Notlagen zu überbrücken. Rund zehn Prozent der 
Armen waren zudem finanziell nicht in der Lage, abgetragene Kleidung 
zu ersetzen. Über die Coronakrise und den Inflationsschub zwischen 
2020 und 2023 haben sich Sorgen um die eigene wirtschaftliche Lage bei 
vielen Menschen noch einmal deutlich verschärft, und zwar unter 
Ärmeren sowie bis weit in die Mittelschicht hinein: Deutlich mehr als die 
Hälfte der Menschen in der unteren Einkommenshälfte, aber auch knapp 
47 Prozent in der oberen Mittelschicht fürchteten im vergangenen Jahr, 
ihren Lebensstandard zukünftig nicht mehr halten zu können. Zu diesen 
Ergebnissen kommt der neue Verteilungsbericht des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.* 
 
Mit materiellen Einschränkungen und Zukunftssorgen geht vor allem bei 
ärmeren Menschen eine erhebliche Distanz zu wichtigen staatlichen und 
politischen Institutionen einher, zeigt die Studie zudem: Weniger als die 
Hälfte der Armen und der Menschen mit prekären Einkommen findet, 
dass die Demokratie in Deutschland im Großen und Ganzen gut 
funktioniert. Sie sehen für sich auch nicht die Möglichkeit, auf ihre 
Anliegen aufmerksam zu machen. Rund ein Fünftel vertraut dem 
Rechtssystem allenfalls in geringem Maße. 
 
„Wir sehen in den Daten, dass Deutschland in einer Teilhabekrise steckt, 
die sich in den vergangenen Jahren verschärft hat. Diese Krise hat eine 
materielle Seite und eine stärker emotional-subjektive“, erklären die 
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Studienautor*innen Dr. Dorothee Spannagel und Dr. Jan Brülle. „Die 
materielle Seite zeigt sich am stärksten bei den Menschen in Armut. Für 
sie stehen unmittelbare materielle Mangellagen im Vordergrund, und ein 
Teil von ihnen wendet sich relativ deutlich vom politischen System ab. Die 
Gruppe der Armen ist nicht nur seit 2010 größer geworden, sie ist zudem 
im Verhältnis zur gesellschaftlichen Mitte noch ärmer geworden.“ Der 
Verteilungsbericht zeige zugleich deutlich, dass auch oberhalb der 
Einkommensgruppen in Armut „und sogar in der Mittelschicht, 
insbesondere der unteren, Zukunftsängste zunehmen und die politische 
Teilhabe teilweise brüchig ist“, analysieren Spannagel und Brülle.  
 
„Es ist entscheidend, das Teilhabeversprechen glaubhaft zu erneuern, 
das konstitutiv ist für eine demokratische, soziale Marktwirtschaft“, ordnet 
Prof. Dr. Bettina Kohlrausch, die wissenschaftliche Direktorin des WSI, 
die Studienergebnisse ein. „Dabei muss die Politik das Rad nicht neu 
erfinden. Sie sollte vielmehr über Jahrzehnte bewährte Institutionen 
wieder stärken, die leider erodiert sind. Dazu zählen Tarifverträge, eine 
auskömmliche gesetzliche Rente und eine leistungsfähige öffentliche 
Infrastruktur, von funktionierenden Verkehrswegen und modernen 
Energienetzen bis zum Bildungs- und dem Gesundheitssystem.“ Zur 
Finanzierung dringend notwendiger Investitionen beitragen würde neben 
einer Reform der Schuldenbremse auch eine wirksamere Besteuerung 
sehr großer Vermögen, die zudem der gewachsenen wirtschaftlichen 
Ungleichheit entgegenwirken könne, so Kohlrausch.  
 
Im Verteilungsbericht werten die WSI-Fachleute Spannagel und Brülle die 
aktuellsten vorliegenden Daten aus zwei repräsentativen Befragungen 
aus: Erstens aus dem sozio-oekonomischen-Panel (SOEP), für das rund 
13.000 Haushalte jedes Jahr interviewt werden, und das aktuell bis 2022 
reicht, wobei sich die Einkommensdaten auf das Jahr 2021 beziehen. 
Diese Zahlen stammen aus der neuesten SOEP-Welle, deren Ergebnisse 
unmittelbar vor Fertigstellung des Verteilungsberichts veröffentlicht 
wurden. Diese ganz neuen Daten sind die Grundlage für die von den 
WSI-Forschenden berechneten Ungleichheitsindikatoren (Gini-
Koeffizient, Armuts- und Reichtumsquoten), für die Angaben zu den 
Größen der Einkommensgruppen sowie für die Entwicklung der 
Realeinkommen. Die übrigen verwendeten SOEP-Zahlen beziehen sich 
auf die vorherige SOEP-Welle (Einkommensdaten bis 2020). Zweitens 
stützen sich die Forschenden auf die Lebenslagenbefragung der Hans-
Böckler-Stiftung. Dafür wurden in zwei Wellen 2020 und 2023 jeweils 
mehr als 4.000 Personen repräsentativ anhand einer Zufallsstichprobe 
befragt.  
 
In den Mittelpunkt des Verteilungsberichts 2024 stellt das WSI die 
Haushalte, deren verfügbare Nettoeinkommen maximal den Mittelwert 
(Median) aller Haushalte in Deutschland erreichen. Dabei sind mögliche 
Sozialtransfers bereits einbezogen. Innerhalb dieser „unteren Hälfte der 
Einkommensverteilung“ orientieren sich Spannagel und Brülle an in der 
Wissenschaft etablierten Maßstäben, um drei Gruppen voneinander 
abzugrenzen: Haushalte in Armut mit Einkommen unterhalb von 60 
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Prozent des Medians, was beispielsweise einem monatlichen Netto von 
weniger als 1.350 Euro für einen Single entspricht; Haushalte mit 
prekären Einkommen (60 bis unter 80 Prozent des Medians bzw. weniger 
als 1.800 Euro für einen Ein-Personen-Haushalt) und Haushalte, die zur 
unteren Mitte der Einkommensverteilung zählen (80 Prozent bis unter 100 
Prozent des Medians bzw. weniger als 2240 Euro). Zum weiteren 
Vergleich ziehen sie die Haushalte der oberen Mitte heran, die über 
Einkommen von 100 bis unter 150 Prozent des Medians verfügen.   
 
Die Ergebnisse im Einzelnen: 
 
– Ungleichheit der Einkommen auf Höchststand –  
 
Wie gleich oder ungleich die Einkommen verteilt sind, lässt sich über ein 
statistisches Maß ermitteln, das in der Wissenschaft häufig verwendet 
wird: den so genannten Gini-Koeffizienten.  
 
Der „Gini“ reicht theoretisch von null bis eins: Beim Wert null hätten alle 
Menschen in Deutschland das gleiche Einkommen, bei eins würde das 
gesamte Einkommen im Land auf eine einzige Person entfallen. Diese 
Bandbreite macht deutlich, dass auch vermeintlich kleine Änderungen 
des Koeffizienten erhebliche Bedeutung haben. In den späten 1990er und 
frühen 2000er Jahren gab es bereits einen deutlichen Zuwachs der 
Einkommensungleichheit in Deutschland – auch im internationalen 
Vergleich. Danach verharrte er einige Zeit auf dem erhöhten Niveau. Die 
Auswertung der neuesten verfügbaren SOEP-Daten im Verteilungsbericht 
zeigt, dass sich der Anstieg der Ungleichheit ab 2010 weiter fortgesetzt 
hat – in leichten Wellenbewegungen, aber insgesamt mit eindeutiger 
Tendenz: 2010 lag der Gini-Wert noch bei 0,282. Bis 2021 kletterte er auf 
einen neuen Höchststand von 0,310 (siehe auch Tabelle 1 im Anhang). 
 
– Armut gewachsen, besonders die schwere –  
 
Noch deutlicher zugenommen hat die Einkommensarmut, also die Quote 
der Haushalte deren bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen 
weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens in Deutschland 
beträgt. Sehr arm (Fachbegriff: „strenge Armut“) sind Personen, die nicht 
einmal 50 Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung haben. Für 
einen Singlehaushalt entspricht das maximal 1.350 (Armut) bzw. 1.120 
Euro (strenge Armut) im Monat.  
 
Schon in den 2010er Jahren stieg die Armutsquote mit gelegentlichen 
jährlichen Schwankungen im Trend spürbar an, und die Entwicklung hat 
sich beinahe kontinuierlich fortgesetzt, zeigt der Verteilungsbericht: Im 
Jahr 2021 lebten nach den Daten des SOEP 17,8 Prozent der Menschen 
in Deutschland in Armut, 11,3 Prozent sogar in strenger Armut. 2010 
lagen die beiden Quoten noch bei 14,2 bzw. 7,8 Prozent. Damit ist der 
„Anteil der Menschen in strenger Armut – relativ – noch stärker gestiegen 
als die Armutsquote“, schreiben Spannagel und Brülle.  
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Parallel zur deutlichen Zunahme der Armut ging der Anteil der Menschen 
in einer „prekären“ Einkommenssituation von 17,7 auf 15,1 Prozent der 
Gesamtbevölkerung zurück, die untere Mittelschicht wurde geringfügig 
kleiner. Die Forschenden nennen das „eine Art Polarisierung“ innerhalb 
der unteren Hälfte der Einkommensverteilung. Diese wurde noch dadurch 
akzentuiert, dass die verfügbaren realen Jahreseinkommen in der Gruppe 
der Armen über die 2010er Jahre im Mittel deutlich weniger stark 
zunahmen als in der Gruppe mit „prekären“ Einkommen sowie der 
unteren und der oberen Mittelschicht.  
 
Frauen sind in allen drei Gruppen der unteren Einkommensverteilung 
etwas überrepräsentiert, ebenso wie Kinder und junge Erwachsene sowie 
Ostdeutsche. Menschen mit Migrationshintergrund sind spürbar 
überrepräsentiert. Weit überdurchschnittlich von Armut betroffen sind 
Arbeitslose sowie Menschen, die maximal einen Hauptschulabschluss 
oder keinen beruflichen Bildungsabschluss haben. Hingegen gehören 
Erwerbstätige in unbefristeter Vollzeittätigkeit am häufigsten zur 
Einkommensmitte.  
 
– Schon vor Teuerungswelle konnten sich knapp 10 Prozent der 
Armen keine neue Kleidung leisten – 
 
Die SOEP-Daten, die die Forschenden analysieren, machen anschaulich, 
dass Armut auch in einem reichen Land wie der Bundesrepublik nicht 
selten mit deutlichen alltäglichen Entbehrungen verbunden ist. So 
konnten es sich bereits 2021, also vor der großen Teuerungswelle, 9,9 
Prozent der Menschen in Armut nicht leisten, abgetragene Kleidung 
durch neue zu ersetzen. 42,8 Prozent der Menschen in Armut und 21,3 
Prozent in der „prekären“ Einkommensgruppe haben keinerlei finanzielle 
Rücklagen. Knapp 17 Prozent der Armen können sich Freizeitaktivitäten 
wie einen Kinobesuch einmal pro Monat oder den Besuch einer 
Sportveranstaltung nicht leisten, knapp 14 Prozent fehlt das Geld, um 
wenigstens einmal im Monat Freunde zum Essen einzuladen (Abbildung 
1). Die geringeren finanziellen Teilhabemöglichkeiten lassen sich auch 
nicht durch engere persönliche Kontakte ausgleichen, im Gegenteil: 
Menschen mit sehr niedrigen Einkommen sind häufiger alleinstehend und 
haben nach eigener Einschätzung seltener enge Freunde, auch wenn der 
Unterschied gegenüber den anderen Gruppen hier klein ist.   
 
– Sorge um aktuelle Situation meist bei Menschen mit 
Niedrigeinkommen. Abstiegsangst bis in die Mitte – und steigend – 
 
Der eingeschränkte materielle Spielraum beeinflusst auch die Sorgen um 
die wirtschaftliche Situation: Bei der SOEP-Befragung gaben rund 25 
Prozent der Menschen in Armut große Sorgen um die aktuelle eigene 
wirtschaftliche Lage zu Protokoll, unter den Menschen in einer „prekären“ 
Einkommenssituation waren es fast 15 und in der unteren Mitte knapp 12 
Prozent.  
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Beim Blick auf die Zukunft sind Abstiegsängste noch deutlich 
ausgeprägter, sie reichen bis weit in die Mittelschicht hinein, und sie 
haben in Zeiten von Corona-Krise und Inflationswelle in allen 
untersuchten Einkommensgruppen stark zugenommen. Das zeigen die 
Daten aus der Böckler-Lebenslagenbefragung für die Jahre 2020 und 
2023. Im vergangenen Jahr äußerten fast 55 Prozent der Menschen in 
Armut große oder sehr große Sorgen ihren – ohnehin sehr niedrigen – 
Lebensstandard nicht dauerhaft halten zu können. Ein Anstieg um rund 
sechs Prozentpunkte gegenüber dem schon hohen Wert von 2020. Unter 
den Befragten in „prekären“ Einkommensverhältnissen befürchteten 2023 
sogar gut 58 Prozent, wirtschaftlich abzurutschen – 14 Prozentpunkte 
mehr als drei Jahre zuvor. Nur wenig kleiner ist der Anteil mit großen oder 
sehr großen Abstiegssorgen in der unteren Mitte: Dort betrug er 2023 
knapp 52 Prozent, ein Anstieg um rund 15 Prozentpunkte. Und selbst in 
der oberen Mittelschicht hat sich die Verunsicherung drastisch 
ausgebreitet: Die Quote der Befragten mit Sorgen um den künftigen 
Lebensstandard stieg von knapp 32 auf knapp 47 Prozent.     
 
– Arme häufiger kritisch gegenüber Institutionen und dem Zustand 
der Demokratie – 
 
Verunsicherung spiegelt sich auch in der Identifikation mit der Demokratie 
und mit staatlichen Institutionen wider, und das besonders bei Personen 
mit niedrigen Einkommen, zeigen die Ergebnisse der 
Lebenslagenbefragung von 2023. Zwar ist in allen untersuchten 
Einkommensgruppen rund die Hälfte oder mehr der Befragten der 
Ansicht, dass die Demokratie in Deutschland im Großen und Ganzen gut 
funktioniere. Aber auch hier gibt es deutliche Abstufungen zwischen den 
Gruppen: Lediglich knapp 50 Prozent der Armen und der Menschen mit 
prekären Einkommen sind mit der Demokratie im Wesentlichen zufrieden. 
In der unteren Mitte sind es 52 Prozent, in der oberen Mitte fast 60 
Prozent (Abbildung 2). Damit korrespondiert auch die Einschätzung, ob 
man selbst auf die eigenen Anliegen aufmerksam machen kann: Hier 
steigt die Zustimmung von etwas über 44 Prozent bei den Armen auf 
knapp 52 Prozent in der oberen Mitte.  
 
Eine noch größere Entfremdung vom politischen Geschehen drückt sich 
in der Zuschreibung aus, „die regierenden Parteien betrügen das Volk“. 
Die Zustimmung dazu variiert ebenfalls deutlich entlang der 
Einkommensgruppen: Unter den Menschen in Armut und mit prekären 
Einkommen halten über ein Drittel diese Aussage für zutreffend, während 
es bei der oberen Mitte etwas mehr als ein Viertel ist. Ein deutlicher 
Zusammenhang zur wirtschaftlichen Situation zeigt sich auch beim 
Misstrauen gegenüber der Polizei oder Gerichten, das zwischen knapp 
21 Prozent unter Menschen in Armut und elf bis zwölf Prozent unter 
Angehörigen der oberen Mittelschicht variiert. Ähnlich ist das Muster bei 
der Wahlbeteiligung: Unter den Armen erklären knapp 20 Prozent, bei der 
nächsten Bundestagswahl nicht wählen gehen zu wollen. Mit steigendem 
Einkommen sinkt der Anteil der potenziellen Nichtwähler*innen – bis auf 
knapp elf Prozent in der oberen Einkommensmitte.  
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Reduzierte Teilhabe, Misstrauen in staatliche Institutionen und Verzicht 
auf politische Partizipation könnten in einen hoch problematischen 
Kreislauf münden, warnen Spannagel und Brülle: „Es verdeutlicht auch, 
wie schwer es ist, Menschen in Armut oder prekären Lebenslagen zu 
mobilisieren, wenn es darum geht, ihre Situation im Rahmen 
demokratischer Prozesse zu verbessern.“ Zwar habe sich auch in der 
untersuchten Hälfte der Bevölkerung mit niedrigeren Einkommen bislang 
„nur eine Minderheit von der Demokratie verabschiedet“. Doch die 
Distanz sei erheblich und drücke sich längst nicht nur in Wahlabstinenz 
aus, schreiben die Forschenden. „Dies deckt sich auch mit zahlreichen 
Studien, die aufzeigen, dass rechtspopulistische Einstellungen und die 
Unterstützung rechtspopulistischer und rechtsextremer Parteien nicht 
(nur) bei Menschen mit sehr niedrigen Einkommen zu finden sind, 
sondern auch gerade in der unteren Mitte ein Problem sind.“  
  
– Politik muss soziale Spaltung verhindern, nicht noch forcieren –  
 
Die Verteilungsfachleute Brülle und Spannagel ordnen die Befunde als 
beunruhigend ein, zumal der problematische Trend nun schon über viele 
Jahre anhalte: Wenn mangelnde materielle Teilhabe und um sich 
greifende Verunsicherung dazu führten, dass in den Augen vieler 
Menschen auch ihre politische Teilhabe brüchig werde, „hat das negative 
Folgen für unser demokratisches System“, warnen sie. Eine 
verantwortungsvolle Politik müsse auf jeden Fall darauf verzichten, 
verschiedene Gruppen in der Gesellschaft gegeneinander auszuspielen. 
Als warnendes Beispiel nennen sie die Debatte um das Bürgergeld in den 
vergangenen Monaten. „Indem immer wieder angebliche Anreizprobleme 
der Grundsicherung in den Mittelpunkt gestellt werden, werden 
Bürgergeldbeziehende implizit als faul und arbeitsunwillig dahingestellt. 
Dies greift auch verbreitete Stigmata und abwertende Einstellungen 
gegenüber Leistungsbeziehenden auf“, kritisieren Brülle und Spannagel. 
Statt die ohnehin zu knappen Leistungen für Bürgergeldempfänger*innen 
weiter zu kürzen, um den Abstand zwischen Sozialleistungen und 
Erwerbseinkommen zu erhöhen, sei es „viel sinnvoller, Niedriglöhne 
wirksam zu bekämpfen und Tarifbindung zu stärken – Maßnahmen, die 
auch Menschen außerhalb des Grundsicherungsbezugs zugutekommen.“  
 
Um wachsender Ungleichheit und Marginalisierung gegenzusteuern, 
heben sie mehrere weitere Maßnahmen hervor: 
 
Wirksame Grundsicherung: Die Regelsätze der sozialen 
Grundsicherung müssen nach Analyse der Verteilungsexpert*innen so 
weit angehoben werden, dass sie „ein Mindestmaß an Teilhabe 
tatsächlich ermöglichen“. Komplementär müsse die nach wie vor hohe 
Quote derer reduziert werden, die einen Anspruch auf eine 
Grundsicherungsleitung nicht geltend machen, „etwa aus Unwissenheit 
oder Angst vor Stigmatisierung.“  
 
Qualifizierung und bessere Vereinbarkeit: Parallel könnten 
zielgerichtete Qualifizierungsmaßnahmen für Menschen am Rande des 
Arbeitsmarktes die Teilhabemöglichkeiten der Betroffenen nachhaltig 
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verbessern, so Brülle und Spannagel. Ebenso wichtig sei die Förderung 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, um gerade jenen Menschen, 
meist Frauen, die sich verstärkt um Kinderbetreuung kümmern auch eine 
Vollzeiterwerbstätigkeit zu ermöglichen. „Eine volle, sichere, 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist in unserer Gesellschaft 
einer der Schlüssel für eine umfassende gesellschaftliche Teilhabe. 
Menschen mit soliden, nachhaltig abgesicherten Teilhabemöglichkeiten 
haben auch eine höhere politische Teilhabe“, betonen die Forschenden. 
 
Sicherheit durch Sozialversicherung: Gesellschaftliche Teilhabe auch 
für die (untere) Mitte der Gesellschaft könne besonders durch 
Sozialversicherungssysteme gestärkt werden, „die eine angemessene 
Balance zwischen solidarischem Ausgleich und Sicherung des 
individuellen Lebensstandards finden“, schreiben die Fachleute. Hier 
gehe es etwa um ein stabiles Rentenniveau in Kombination mit einer 
auskömmlichen Grundrente. 
 
Bessere (soziale) Infrastruktur: Zusätzlich halten es die Forschenden 
für zentral, soziale Infrastruktur und öffentliche Daseinsvorsorge zu 
stärken. Dazu zählen sie unter anderem ein gutes Quartiersmanagement, 
eine bessere Ausstattung des Bildungssystems, eine leistungsfähige 
Gesundheitsversorgung und einen gut ausgebauten ÖPNV. Solche 
Maßnahmen kämen allen zugute. Besonders wichtig seien sie für die 
Teilhabe der unteren Einkommensgruppen. „Menschen mit sehr niedrigen 
finanziellen Ressourcen können Defizite in der öffentlichen Infrastruktur 
nicht durch eigene Ressourcen kompensieren und eben nicht auf oftmals 
teure private Alternativen ausweichen.“ 
 
*Dorothee Spannagel, Jan Brülle: Ungleiche Teilhabe: Marginalisierte 
Arme – verunsicherte Mitte. WSI-Verteilungsbericht 2024. WSI Report Nr. 
98, November 2024. Download: https://www.boeckler.de/de/faust-
detail.htm?sync_id=HBS-008981  
 
Kontakt in der Hans-Böckler-Stiftung 
 
Dr. Dorothee Spannagel 
WSI-Expertin für Verteilungsanalyse und -politik 
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E-Mail: Dorothee-Spannagel@boeckler.de 
 
Dr. Jan Brülle 
WSI-Experte für Einkommensverteilung und Sozialpolitik 
Tel.: 0 211-7778-636 
E-Mail: Jan-Bruelle@boeckler.de 
 
Rainer Jung 
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Tabelle 1 (Tabelle 1 in der Studie) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 1: Gini-Koeffizient, Einkommensarmut und Einkommensreichtum in Deutschland, 2010-2021 
Angaben in Prozent (Armuts- und Reichtumsquoten) 

Jahr 
Gini-

Koeffizient 
Strenge 

Armut Armut Reichtum 
Großer 

Reichtum 
      

2010 0,282 7,8 14,2 7,7 1,9 
2011 0,285 7,8 14,4 7,8 1,8 
2012 0,285 8,3 14,6 7,9 1,8 
2013 0,292 8,5 15,2 8,1 2,1 
2014 0,288 9,0 15,5 8,2 1,7 
2015 0,293 10,2 16,4 7,3 1,9 
2016 0,292 9,8 16,1 8,0 1,7 
2017 0,291 10,0 16,2 6,9 1,7 
2018 0,291 10,1 16,4 7,2 1,6 
2019 0,295 10,7 16,7 7,3 2,0 
2020 0,304 11,5 17,3 7,9 1,7 
2021 0,310 11,3 17,8 8,0 2,3 

Quelle: SOEP v39, eigene Berechnungen. 
Anmerkungen: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem verfügbaren Einkommen von weniger als 60 
Prozent des Medianeinkommens (Gesamtgruppe der Armen) bzw. weniger als 50 Prozent (Teilgruppe der 
streng Armen) leben; Einkommensreichtum beginnt ab einem verfügbaren Einkommen von mehr als 200 
Prozent, großer Reichtum bei mehr als dem Dreifachen des Medians. Gewichtungsfaktoren für 2021 sind 
vorläufig. 



 

Pressedienst  ·  04.11.2024  ·  Seite 9 von 9 

Abbildung 1 (Abbildung 2 in der Studie) 

 

Abbildung 2 (Abbildung 7 in der Studie) 

 


